Protokollauszug
Sitzung der Biirgerschaft der Hansestadt Wismar vom 26.06.2025

TOP 11.3. Beflaggung vor dffentlichen Gebauden der Hansestadt Wismar

abgelehnt
VOP/2025/0368

Herr Tom Briiggert begriindet und modifiziert seinen Antrag wie folgt:
Der Biirgermeister wird beauftragt,

1. sich bei der Landesregierung dafiir einzusetzen, dass die Landesverordnung iiber die
Beflaggung offentlicher Gebdude dahingehend geéndert wird, dass eine dauerhafte,
anlassunabhéngige hoheitliche Beflaggung 6ffentlicher Gebdude der Hansestadt Wismar mit
den Flaggen des Landes Mecklenburg-Vorpommern, der Bundesrepublik Deutschland sowie
der Europédischen Union ermoglicht wird;

2. im Falle einer entsprechenden Anderung der Landesverordnung bzw. der Méglichkeit einer
anlasslosen hoheitlichen Beflaggung die ganzjdhrige Beflaggung aller 6ffentlichen Gebaude
der Hansestadt Wismar mit den genannten Flaggen anzuordnen;

3. eine Priifung zu veranlassen,

- welche offentlichen Gebdude der Hansestadt Wismar im 6ffentlichen Interesse unterhalten wer-
den und dem Gemeingebrauch gewidmet sind,

- ob diese Gebaude baulich/rdumlich fiir das Anbringen von Beflaggungselementen geeignet
sind,

- welche Kosten im Falle der Geeignetheit fiir die bauliche Herrichtung und die Beflaggung
entstehen wiirden,

- welche weiteren Kosten und Ressourcen (insbesondere zusatzlicher Personalaufwand) mit einer
erweiterten Beflaggung verbunden wire,

- das Ergebnis dieser Priifung der Biirgerschaft vorzulegen und einen Vorschlag zur Einstellung
der erforderlichen Mittel in einen der ndchsten Doppelhaushalte zu unterbreiten.

4. sicherzustellen, dass bis spétestens zum Jahr 2030 an allen 6ffentlichen Gebduden der
Hansestadt Wismar, die nach der Priifung nach Punkt 3 fiir eine Beflaggung geeignet sind, die
baulichen Voraussetzungen fiir eine ordnungsgemafe Beflaggung geschaffen werden, sofern die
Biirgerschaft die hierfiir erforderlichen Mittel bereitstellt.

Wortmeldungen: Herr Krumpen, Frau Tamm, Herr Gundlack

Herr Domke, Fraktion Liberale Liste — FDP, beantragt die ziffernweise Abstimmung.

Wortmeldung: Herr Beyer

Herr Tom Briiggert modifiziert seinen Antrag wie folgt:
Die Prasidentin der Biirgerschaft wird beauftragt.

Wortmeldungen: Herr Krumpen, Herr Toni Briiggert, Herr Tewes, Herr Gundlack



Beschluss:
Die Prasidentin der Biirgerschaft wird beauftragt,

1. sich bei der Landesregierung dafiir einzusetzen, dass die Landesverordnung iiber die
Beflaggung 6ffentlicher Gebdude dahingehend geéndert wird, dass eine dauerhafte,
anlassunabhéngige hoheitliche Beflaggung 6ffentlicher Gebdude der Hansestadt Wismar mit
den Flaggen des Landes Mecklenburg-Vorpommern, der Bundesrepublik Deutschland sowie
der Europdischen Union erméglicht wird;

2. im Falle einer entsprechenden Anderung der Landesverordnung bzw. der Moglichkeit einer
anlasslosen hoheitlichen Beflaggung die ganzjdhrige Beflaggung aller 6ffentlichen Gebaude
der Hansestadt Wismar mit den genannten Flaggen anzuordnen;

3. eine Priifung zu veranlassen,

- welche offentlichen Gebdude der Hansestadt Wismar im 6ffentlichen Interesse unterhalten wer-
den und dem Gemeingebrauch gewidmet sind,

- ob diese Gebaude baulich/rdaumlich fiir das Anbringen von Beflaggungselementen geeignet
sind,

- welche Kosten im Falle der Geeignetheit fiir die bauliche Herrichtung und die Beflaggung
entstehen wiirden,

- welche weiteren Kosten und Ressourcen (insbesondere zusatzlicher Personalaufwand) mit einer
erweiterten Beflaggung verbunden wire,

- das Ergebnis dieser Priifung der Biirgerschaft vorzulegen und einen Vorschlag zur Einstellung
der erforderlichen Mittel in einen der ndchsten Doppelhaushalte zu unterbreiten.

4. sicherzustellen, dass bis spatestens zum Jahr 2030 an allen 6ffentlichen Gebduden der
Hansestadt Wismar, die nach der Priifung nach Punkt 3 fiir eine Beflaggung geeignet sind, die
baulichen Voraussetzungen fiir eine ordnungsgeméafe Beflaggung geschaffen werden, sofern die
Biirgerschaft die hierfiir erforderlichen Mittel bereitstellt.

Abstimmungsergebnis Ziffer 1:
- abgelehnt

Abstimmungsergebnis Ziffer 2:

- abgelehnt

Herr Tom Briiggert zieht seinen Antrag zuriick, damit iiber die er Punkte 3 und 4 nicht mehr ab-
gestimmt werden muss.



	Der Bürgermeister wird beauftragt,
	1. sich bei der Landesregierung dafür einzusetzen, dass die Landesverordnung über die
	Beflaggung öffentlicher Gebäude dahingehend geändert wird, dass eine dauerhafte,
	anlassunabhängige hoheitliche Beflaggung öffentlicher Gebäude der Hansestadt Wismar mit
	den Flaggen des Landes Mecklenburg-Vorpommern, der Bundesrepublik Deutschland sowie
	der Europäischen Union ermöglicht wird;
	2. im Falle einer entsprechenden Änderung der Landesverordnung bzw. der Möglichkeit einer
	anlasslosen hoheitlichen Beflaggung die ganzjährige Beflaggung aller öffentlichen Gebäude
	der Hansestadt Wismar mit den genannten Flaggen anzuordnen;
	3. eine Prüfung zu veranlassen,
	4. sicherzustellen, dass bis spätestens zum Jahr 2030 an allen öffentlichen Gebäuden der
	Hansestadt Wismar, die nach der Prüfung nach Punkt 3 für eine Beflaggung geeignet sind, die baulichen Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Beflaggung geschaffen werden, sofern die Bürgerschaft die hierfür erforderlichen Mittel bereitstellt.
	Die Präsidentin der Bürgerschaft wird beauftragt,
	1. sich bei der Landesregierung dafür einzusetzen, dass die Landesverordnung über die
	Beflaggung öffentlicher Gebäude dahingehend geändert wird, dass eine dauerhafte,
	anlassunabhängige hoheitliche Beflaggung öffentlicher Gebäude der Hansestadt Wismar mit
	den Flaggen des Landes Mecklenburg-Vorpommern, der Bundesrepublik Deutschland sowie
	der Europäischen Union ermöglicht wird;
	2. im Falle einer entsprechenden Änderung der Landesverordnung bzw. der Möglichkeit einer
	anlasslosen hoheitlichen Beflaggung die ganzjährige Beflaggung aller öffentlichen Gebäude
	der Hansestadt Wismar mit den genannten Flaggen anzuordnen;
	3. eine Prüfung zu veranlassen,
	4. sicherzustellen, dass bis spätestens zum Jahr 2030 an allen öffentlichen Gebäuden der Hansestadt Wismar, die nach der Prüfung nach Punkt 3 für eine Beflaggung geeignet sind, die baulichen Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Beflaggung geschaffen werden, sofern die Bürgerschaft die hierfür erforderlichen Mittel bereitstellt.

